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Anhang 1 der Einladung zur 200. ordentlichen Generalversammlung der Von Roll Holding AG (Trak-
tandum 1)  
 
Statuten der Von Roll Holding AG 
 

Geltender Text 
 

Vorgeschlagene Statutenänderung (Einfügungen blau, Löschungen rot) 

 Abschnitt 1: Firma, Sitz, Zweck und Dauer der Gesellschaft   Abschnitt 1: Firma, Sitz, Zweck und Dauer der Gesellschaft 

 Artikel 1  Artikel 1 

Firma, Sitz Unter der Firma  

 Von Roll Holding AG 
 Von Roll Holding SA 
 Von Roll Holding Ltd 

besteht mit Sitz in Breitenbach eine Aktiengesellschaft gemäss den vor-
liegenden Statuten und den Vorschriften des Schweizerischen Obligatio-
nenrechts. 

 

Firma, Sitz [Artikel unverändert] 

 Artikel 2  Artikel 2 

Zweck 1 Zweck der Gesellschaft ist der Erwerb, die Veräusserung und die Ver-
waltung von Beteiligungen an bestehenden oder zu gründenden Indust-
rie-, Handels- und Finanz-Unternehmen aller Art im In- und Ausland. Die 
Gesellschaft kann im Übrigen alle Geschäfte betreiben, die geeignet 
sind, unmittelbar oder mittelbar der Verwirklichung des Gesellschafts-
zwecks zu dienen. 

2 Die Gesellschaft ist berechtigt, Liegenschaften und Immaterialgüter-
rechte im In- und Ausland zu erwerben, zu belasten, zu verwerten und 
zu veräussern. 

 

Zweck 1 Zweck der Gesellschaft ist der Erwerb, die Veräusserung und die Ver-
waltung von Beteiligungen an bestehenden oder zu gründenden Indust-
rie-, Handels- und Finanz-Unternehmen aller Art im In- und Ausland. Die 
Gesellschaft kann im Übrigen alle Geschäfte betreiben, die geeignet 
sind, unmittelbar oder mittelbar der Verwirklichung des Gesellschafts-
zwecks zu dienen. 

2 Die Gesellschaft ist berechtigt, Liegenschaften und Immaterialgüter-
rechte im In- und Ausland zu erwerben, zu belasten, zu verwerten und 
zu veräussern. 

3 Bei der Verfolgung des Gesellschaftszwecks strebt die Gesellschaft 
die Schaffung von nachhaltigem Wert an. 
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Geltender Text 
 

Vorgeschlagene Statutenänderung (Einfügungen blau, Löschungen rot) 

 Artikel 3  Artikel 3 

Tochtergesell-
schaften, 
Zweignieder-
lassungen 

Die Gesellschaft kann im In- und Ausland Tochtergesellschaften und 
Zweigniederlassungen errichten.  

 

Tochtergesell-
schaften, 
Zweignieder-
lassungen 

[Artikel unverändert] 

 Artikel 4  Artikel 4 

Dauer Die Dauer der Gesellschaft ist unbeschränkt. 

 

Dauer [Artikel unverändert] 

 Artikel 4a  Artikel 4a 

Opting out Erwerber von Aktien der Gesellschaft sind von der Pflicht zur Unterbrei-
tung eines öffentlichen Übernahmeangebots gemäss Art. 135 des Bun-
desgesetzes über die Finanzmarktinfrastrukturen und das Marktverhal-
ten im Effekten- und Derivatehandel vom 19. Juni 2015 befreit. 

 

Opting out [Artikel unverändert] 

 Abschnitt 2: Aktienkapital  Abschnitt 2: Aktienkapital 

 Artikel 5  Artikel 5 

Aktienkapital 1 Das Aktienkapital beträgt CHF 35'743'380.40. Es ist eingeteilt in 
357'433’804 voll liberierte Inhaberaktien von je CHF 0.10 Nennwert. 

2 Die Generalversammlung kann durch Statutenänderung jederzeit Inha-
beraktien in Namenaktien und Namenaktien in Inhaberaktien umwan-
deln. 

 

Aktienkapital [Artikel unverändert] 

[Da keine Wandelanleihen mehr ausstehend sind, wird Artikel 5a (Bedingtes Kapital) 
anlässlich einer vor der 200. ordentlichen Generalversammlung stattfindenden Ver-
waltungsratssitzung aufgehoben (Art. 653i OR).] 

  

 Artikel 5a   

Bedingtes Ka-
pital 

1 Das Aktienkapital der Gesellschaft wird um maximal CHF 276’177 er-
höht durch Ausgabe von höchstens 2'761’770 voll zu liberierenden Inha-
beraktien mit einem Nennwert von je CHF 0.10 aufgrund der Ausübung 

 [keine Regelung]  
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Geltender Text 
 

Vorgeschlagene Statutenänderung (Einfügungen blau, Löschungen rot) 

von Wandelrechten, die in Verbindung mit Anleihens- oder ähnlichen Ob-
ligationen der Gesellschaft oder von Konzerngesellschaften eingeräumt 
werden. Zum Bezug der neuen Aktien sind die dannzumaligen Inhaber 
von Wandelrechten berechtigt.  

2 Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen. 

3 Das Vorwegzeichnungsrecht der Aktionäre kann durch Beschluss des 
Verwaltungsrates eingeschränkt oder ausgeschlossen werden zur  
a) Finanzierung oder Refinanzierung des Erwerbs von Unternehmen, 

Unternehmensteilen oder Beteiligungen oder von neuen Investitions-
vorhaben der Gesellschaft; oder  

b) Emission von Wandelanleihen auf nationalen oder internationalen 
Kapitalmärkten.  

4 Soweit das Vorwegzeichnungsrecht ausgeschlossen ist,  
a) sind die Anleihensobligationen zu Marktbedingungen zu platzieren;  
b) ist die Ausübungsfrist der Wandelrechte auf höchstens zehn Jahre 

ab dem Zeitpunkt der Anleihensemission anzusetzen; und  
c) hat die Ausgabe von neuen Aktien bei der Ausübung von Wandel-

rechten zu Bedingungen zu erfolgen, welche den Marktpreis der Ak-
tien berücksichtigen. 

 

   Artikel 5a 

 [keine Regelung] Kapitalband 1 Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, bis zum 18. April 2028 jederzeit in-
nerhalb der Obergrenze von CHF 53'615'070.60 und der Untergrenze 
von CHF 17'871'690.20 eine oder mehrere Erhöhungen und/oder Herab-
setzungen des Aktienkapitals durch Ausgabe von bis zu 178'716’902 
vollständig liberierten Inhaberaktien bzw. Vernichtung von bis zu 
178'716’902 Inhaberaktien mit einem Nennwert von je CHF 0.10 oder 
durch eine Erhöhung bzw. Herabsetzung der Nennwerte der bestehen-
den Inhaberaktien vorzunehmen. 

2 Im Fall einer Kapitalerhöhung gilt Folgendes: 

a) Der Verwaltungsrat setzt die Anzahl Aktien, den Zeitpunkt der 
Ausgabe, den Ausgabepreis, die Art der zu leistenden Einlagen, 
die Bedingungen der Bezugsrechtsausübung und den Zeitpunkt 
der Dividendenberechtigung fest. Erhöhungen auf dem Wege 
der Festübernahme (durch eine Bank, ein Bankenkonsortium 



 

4 

Geltender Text 
 

Vorgeschlagene Statutenänderung (Einfügungen blau, Löschungen rot) 

oder einen Dritten) sowie Erhöhungen in Teilbeträgen sind ge-
stattet. Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, den Handel mit Be-
zugsrechten einzuschränken oder auszuschliessen. Der Verwal-
tungsrat kann nicht ausgeübte Bezugsrechte verfallen lassen 
oder diese beziehungsweise Aktien, für welche Bezugsrechte 
gewährt, aber nicht ausgeübt werden, zu Marktkonditionen plat-
zieren oder anderweitig im Interesse der Gesellschaft verwen-
den. 

b) Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktio-
näre zu beschränken oder aufzuheben für den Fall der Verwen-
dung der Aktien im Zusammenhang mit Fusionen, Akquisitionen 
(einschliesslich Übernahmen) von Unternehmen, Unterneh-
mensteilen, Beteiligungen oder neuen Investitionsvorhaben der 
Gesellschaft und/oder von Konzerngesellschaften, der Finanzie-
rung oder Refinanzierung solcher Fusionen, Akquisitionen oder 
neuen Investitionsvorhaben, der Umwandlung von Darlehen 
oder Finanzverbindlichkeiten oder für die Ausgabe von Aktien an 
Mitglieder des Verwaltungsrats, Mitarbeiter oder Berater der Ge-
sellschaft oder von ihr kontrollierten Gesellschaften im Zusam-
menhang mit aktienbasierten Mitarbeiterbeteiligungs- und Bo-
nusprogrammen oder anderen Beteiligungsplänen jeglicher Art 
("Mitarbeiterbeteiligungsprogramme") oder für eine schnelle und 
flexible Kapitalbeschaffung, die ohne den Ausschluss der ge-
setzlichen Bezugsrechte der bestehenden Aktionäre kaum mög-
lich wäre. 

3 Im Fall einer Kapitalherabsetzung bestimmt der Verwaltungsrat, soweit 
erforderlich, die Zahl der zu vernichtenden Aktien und die Verwendung 
des Herabsetzungsbetrags. Erwerb und Halten von zur Vernichtung un-
ter dem Kapitalband zurückgekauften Aktien unterliegen nicht der 10%-
Schwelle für eigene Aktien im Sinne von Art. 659 Abs. 1 OR. 

 

 Artikel 5b G Artikel 5b 

Genehmigtes 
Kapital 

1 Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, jederzeit bis zum 30. April 2023 das 
Aktienkapital der Gesellschaft im Maximalbetrag von CHF 14'000'000.00 
durch Ausgabe von höchstens 140'000’000 voll zu liberierenden Inhaber-
aktien mit einem Nennwert von je CHF 0.10 zu erhöhen. Erhöhungen auf 

Genehmigtes 
Kapital 

1 Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, jederzeit bis zum 30. April 2023 das 
Aktienkapital der Gesellschaft im Maximalbetrag von CHF 14'000'000.00 
durch Ausgabe von höchstens 140'000’000 voll zu liberierenden Inhaber-
aktien mit einem Nennwert von je CHF 0.10 zu erhöhen. Erhöhungen auf 
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Vorgeschlagene Statutenänderung (Einfügungen blau, Löschungen rot) 

dem Wege der Festübernahme (durch eine Bank, ein Bankenkonsortium 
oder einen Dritten) sowie Erhöhungen in Teilbeträgen sind gestattet. 

2 Der Verwaltungsrat setzt den Zeitpunkt der Ausgabe, den Ausgabe-
preis, die Art der zu leistenden Einlagen und den Zeitpunkt der Dividen-
denberechtigung fest. Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, den Handel mit 
Bezugsrechten zu ermöglichen, einzuschränken oder auszuschliessen. 
Der Verwaltungsrat kann nicht ausgeübte Bezugsrechte beziehungs-
weise Aktien, für welche Bezugsrechte gewährt, aber nicht ausgeübt wer-
den, zu Marktkonditionen platzieren oder anderweitig im Interesse der 
Gesellschaft verwenden. 

3 Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre zu 
beschränken oder aufzuheben für den Fall der Verwendung der Aktien 
im Zusammenhang mit Fusionen, Akquisitionen (einschliesslich Über-
nahmen) von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder 
neuen Investitionsvorhaben der Gesellschaft und/oder von Konzernge-
sellschaften, der Finanzierung oder Refinanzierung solcher Fusionen, 
Akquisitionen oder neuen Investitionsvorhaben, der Umwandlung von 
Darlehen oder Finanzverbindlichkeiten. 

 

dem Wege der Festübernahme (durch eine Bank, ein Bankenkonsortium 
oder einen Dritten) sowie Erhöhungen in Teilbeträgen sind gestattet. 

2 Der Verwaltungsrat setzt den Zeitpunkt der Ausgabe, den Ausgabe-
preis, die Art der zu leistenden Einlagen und den Zeitpunkt der Dividen-
denberechtigung fest. Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, den Handel mit 
Bezugsrechten zu ermöglichen, einzuschränken oder auszuschliessen. 
Der Verwaltungsrat kann nicht ausgeübte Bezugsrechte beziehungs-
weise Aktien, für welche Bezugsrechte gewährt, aber nicht ausgeübt wer-
den, zu Marktkonditionen platzieren oder anderweitig im Interesse der 
Gesellschaft verwenden. 

3 Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre zu 
beschränken oder aufzuheben für den Fall der Verwendung der Aktien 
im Zusammenhang mit Fusionen, Akquisitionen (einschliesslich Über-
nahmen) von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder 
neuen Investitionsvorhaben der Gesellschaft und/oder von Konzernge-
sellschaften, der Finanzierung oder Refinanzierung solcher Fusionen, 
Akquisitionen oder neuen Investitionsvorhaben, der Umwandlung von 
Darlehen oder Finanzverbindlichkeiten. 

 

 Artikel 6  Artikel 6 

Form der Ak-
tien 

1 Die Gesellschaft gibt ihre Aktien in Form von Einzelurkunden, Globalur-
kunden oder Wertrechten aus. 

2 Der Gesellschaft steht es frei, die in bestimmter Form ausgegebenen 
Aktien jederzeit und ohne Zustimmung der Aktionäre in eine andere Form 
umzuwandeln. 

3 Die Übertragung von Bucheffekten, denen Aktien der Gesellschaft zu-
grunde liegen, und die Bestellung von Sicherheiten an diesen Bucheffek-
ten richten sich nach den Bestimmungen des Bucheffektengesetzes. 
Eine Übertragung oder Bestellung von Sicherheiten durch schriftliche Ab-
tretungserklärung (Zession) ist ausgeschlossen. 

 

 

Form der Ak-
tien 

[Artikel unverändert] 
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Vorgeschlagene Statutenänderung (Einfügungen blau, Löschungen rot) 

 Abschnitt 3: Gesellschaftsorgane 

A. Generalversammlung 

 Abschnitt 3: Gesellschaftsorgane 

A. Generalversammlung 
 Artikel 7  Artikel 7 

Generalver-
sammlungsar-
ten 
a) Ordentliche 
Generalver-
sammlung 

Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von 6 
Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt; spätestens 20 Tage 
vor der Versammlung sind der Geschäftsbericht, der Vergütungsbericht 
und der Revisionsbericht den Aktionären am Gesellschaftssitz zur Ein-
sicht aufzulegen. 

 

Generalver-
sammlungsar-
ten 
a) Ordentliche 
Generalver-
sammlung 

Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich innerhalb von 6 
Monaten nach Schluss des Geschäftsjahres statt; spätestens 20 Tage 
vor der Versammlung sind der Geschäftsbericht, der Vergütungsbericht 
und der Revisionsbericht den Aktionären am Gesellschaftssitz zur Ein-
sicht aufzulegen. 

 Artikel 8  Artikel 8 

b) Ausseror-
dentliche Ge-
neralver-
sammlung 

1 Ausserordentliche Generalversammlungen werden nach Bedarf einbe-
rufen. 

2 Ausserdem werden ausserordentliche Generalversammlungen einbe-
rufen, wenn es die Generalversammlung beschliesst, oder wenn es ein 
oder mehrere Aktionäre, welche zusammen mindestens den zehnten Teil 
des Aktienkapitals vertreten, in einer von den entsprechenden Aktionä-
ren unterzeichneten Eingabe unter Anführung des Verhandlungsgegen-
standes und der Anträge verlangen.  

3 Ausserordentliche Generalversammlungen haben innert 90 Tagen nach 
Eingang solcher Begehren stattzufinden. 

 

b) Ausseror-
dentliche Ge-
neralver-
sammlung 

1 Ausserordentliche Generalversammlungen werden nach Bedarf einbe-
rufen. 

2 Ausserdem werden ausserordentliche Generalversammlungen einbe-
rufen, wenn es die Generalversammlung beschliesst, oder wenn es ein 
oder mehrere Aktionäre, welche zusammen mindestens den zehnten 
Teil5% des Aktienkapitals oder der Stimmen vertreten, in einer von den 
entsprechenden Aktionären unterzeichneten Eingabe unter Anführung 
des Verhandlungsgegenstandes und der Anträge verlangen.  

3 Ausserordentliche Generalversammlungen haben innert 90 Tagen nach 
Eingang solcher Begehren stattzufinden. 

 

 Artikel 9  Artikel 9 

Einberufung Die Einberufung mit Angabe der Verhandlungsgegenstände und der An-
träge des Verwaltungsrates bzw. der Aktionäre erfolgt durch den Verwal-
tungsrat, nötigenfalls durch die Revisionsstelle oder eine andere vom Ge-
setz bezeichnete Stelle, spätestens 20 Tage vor dem Versammlungstag 
durch einmalige Bekanntmachung im Publikationsorgan der Gesell-
schaft. 

 

Einberufung 1 Die Einberufung mit Angabe der Verhandlungsgegenstände und der 
Anträge des Verwaltungsrates bzw. der Aktionäre erfolgt durch den Ver-
waltungsrat, nötigenfalls durch die Revisionsstelle oder eine andere vom 
Gesetz bezeichnete Stelle, Die Generalversammlung wird spätestens 20 
Tage vor dem Versammlungstag durch einmalige Bekanntmachung im 
Publikationsorgan der Gesellschaft (Schweizerisches Handelsamtsblatt) 
einberufen. 

2 In der Einberufung sind bekanntzugeben: 



 

7 

Geltender Text 
 

Vorgeschlagene Statutenänderung (Einfügungen blau, Löschungen rot) 

a) das Datum, der Beginn, die Art und der Ort der Generalver-
sammlung; 

b) die Verhandlungsgegenstände; 

c) die Anträge des Verwaltungsrates und eine kurze Begründung 
dieser Anträge; 

d) gegebenenfalls die Anträge der Aktionäre samt kurzer Begrün-
dung; 

e) der Name und die Adresse des unabhängigen Stimmrechtsver-
treters. 

 

 Artikel 10  Artikel 10 

Traktandie-
rung 

Aktionäre, die zusammen mindestens 3% des Aktienkapitals oder Aktien 
im Nennwerte von CHF 1'000'000.-- vertreten, können die Traktandie-
rung eines Verhandlungsgegenstandes verlangen. Die Traktandierung 
muss mindestens 40 Tage vor dem Versammlungstag in einer von den 
entsprechenden Aktionären unterzeichneten Eingabe unter Angabe des 
Verhandlungsgegenstandes und der gestellten Anträge verlangt werden. 

 

Traktandie-
rungs- und An-
tragsrecht 

1 Aktionäre, die zusammen mindestens 30.5% des Aktienkapitals oder 
Stimmen Aktien im Nennwerte von CHF 1'000'000.-- vertreten, können 
die Traktandierung eines Verhandlungsgegenstandes unter Angabe des 
Verhandlungsgegenstandes und der gestellten Anträge verlangen. Unter 
den gleichen Voraussetzungen können die Aktionäre verlangen, dass 
Anträge zu Verhandlungsgegenständen in die Einberufung der General-
versammlung aufgenommen werden. Soll eine Begründung in die Einbe-
rufung aufgenommen werden, ist diese kurz, klar und prägnant zu formu-
lieren. In der Generalversammlung kann jeder Aktionär Anträge im Rah-
men der Verhandlungsgegenstände stellen.  

2 Die Traktandierung, der Antrag zu Verhandlungsgegenständen und die 
in die Einberufung aufzunehmende Begründung mussmüssen mindes-
tens 4045 Tage vor dem Versammlungstag in einer von den entspre-
chenden Aktionären unterzeichneten Eingabe unter Angabe des Ver-
handlungsgegenstandes und der gestellten Anträge verlangt werdenbei 
der Gesellschaft eintreffen. 

3 Zu nicht gehörig angekündigten Verhandlungsgegenständen können 
keine Beschlüsse gefasst werden. Hiervon sind jedoch Beschlüsse über 
die in einer Generalversammlung gestellten Anträge auf Einberufung ei-
ner ausserordentlichen Generalversammlung, auf Durchführung einer 
Sonderuntersuchung und auf Wahl einer Revisionsstelle ausgenommen. 
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Vorgeschlagene Statutenänderung (Einfügungen blau, Löschungen rot) 

   Artikel 10a 

 [keine Regelung] Elektronische 
Teilnahme 

1 Der Verwaltungsrat kann vorsehen, dass Aktionäre, die nicht am Ort der 
Generalversammlung anwesend sind, ihre Rechte auf elektronischem 
Weg ausüben können. 

2. Der Verwaltungsrat kann überdies jederzeit anordnen, die Generalver-
sammlung mit elektronischen Mitteln ohne Tagungsort durchzuführen. 

 

 Artikel 11  Artikel 11 

Vorsitz der Ge-
neralversamm-
lung,  
Protokoll 

1 Die Generalversammlung findet an einem vom Verwaltungsrat bzw. von 
der einberufenden Stelle jeweilen zu bezeichnenden Ort statt. Der Präsi-
dent des Verwaltungsrates, ein anderes Mitglied oder ein vom Verwal-
tungsrat bzw. von der einberufenden Stelle hierfür bezeichneter Dritter 
führt den Vorsitz und ernennt einen Protokollführer sowie die nötigen 
Stimmenzähler.  

2 Der Vorsitzende hat sämtliche Leitungsbefugnisse, die für die ord-
nungsgemässe und störungsfreie Durchführung der Generalversamm-
lung nötig sind.  

3 Über die Verhandlungen wird ein Protokoll aufgenommen, welches vom 
Vorsitzenden, dem Protokollführer und den Stimmenzählern zu unter-
zeichnen ist. 

 

Tagungsort, 
Vorsitz der Ge-
neralversamm-
lung,  
Protokoll, 
Stimmenzähler 

1 Die Generalversammlung findet an einem vom Verwaltungsrat bzw. von 
der einberufenden Stelle jeweilen zu bezeichnenden Ort in der Schweiz 
statt.  

2 Der Präsident des Verwaltungsrates, ein anderes Mitglied des Verwal-
tungsrates oder ein vom Verwaltungsrat bzw. von der einberufenden 
Stelle hierfür bezeichneter Dritter führt den Vorsitz und ernennt einen 
Protokollführer sowie die nötigen Stimmenzähler.  

23 Der Vorsitzende hat sämtliche Leitungsbefugnisse, die für die ord-
nungsgemässe und störungsfreie Durchführung der Generalversamm-
lung nötig sind.  

34 Über die Verhandlungen wird ein Protokoll aufgenommen, welches 
vom Vorsitzenden, und dem Protokollführer und den Stimmenzählern zu 
unterzeichnen ist. 

 

 Artikel 12  Artikel 12 

Vertretung der  
Aktionäre 

1 Der Verwaltungsrat bzw. die einberufende Stelle erlässt die Verfahrens-
vorschriften über die Teilnahme und Vertretung an der Generalversamm-
lung.  

2 Jeder Aktionär kann sich an der Generalversammlung durch den unab-
hängigen Stimmrechtsvertreter oder durch einen Dritten vertreten lassen.  

 

Vertretung der  
Aktionäre 

1 Der Verwaltungsrat bzw. die einberufende Stelle erlässt die Verfahrens-
vorschriften über die Teilnahme und Vertretung an der Generalversamm-
lung.  

2 Jeder Aktionär kann sich an der Generalversammlung durch den unab-
hängigen Stimmrechtsvertreter, durch seinen gesetzlichen Vertreter oder 
mittels schriftlicher Vollmacht durch einen Dritten vertreten lassen.  

 



 

9 

Geltender Text 
 

Vorgeschlagene Statutenänderung (Einfügungen blau, Löschungen rot) 

 Artikel 13  Artikel 13 

Unabhängiger 
Stimmrechts-
vertreter 

1 Der unabhängige Stimmrechtsvertreter wird von der Generalversamm-
lung für eine Dauer von einem Jahr bis zum Abschluss der nächsten or-
dentlichen Generalversammlung gewählt. Wiederwahl ist zulässig. 

2 Die Generalversammlung kann den unabhängigen Stimmrechtsvertre-
ter auf das Ende der Generalversammlung abberufen. Hat die Gesell-
schaft keinen unabhängigen Stimmrechtsvertreter oder kann der unab-
hängige Stimmrechtsvertreter sein Amt nicht ausüben, ernennt der Ver-
waltungsrat einen solchen für die nächste Generalversammlung. Bisher 
abgegebene Vollmachten und Weisungen behalten ihre Gültigkeit, so-
fern ein Aktionär für seine Stimmabgabe nicht ausdrücklich etwas ande-
res anordnet. 

3 Der Verwaltungsrat stellt sicher, dass Aktionäre dem unabhängigen 
Stimmrechtsvertreter auch elektronisch Vollmachten und Weisungen er-
teilen können. Er kann die Einzelheiten regeln. 

4 Der unabhängige Stimmrechtsvertreter ist verpflichtet, die von ihm ver-
tretenen Stimmrechte weisungsgemäss auszuüben. Hat er keine Wei-
sungen erhalten, so enthält er sich der Stimme. 

 

Unabhängiger 
Stimmrechts-
vertreter 

[Artikel unverändert] 

 Artikel 14  Artikel 14 

Beschlüsse 1 Jede Aktie berechtigt zu einer Stimme. 

2 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, soweit das Gesetz 
oder die Statuten es nicht anders bestimmen, mit der einfachen Mehrheit 
der abgegebenen Aktienstimmen, unter Ausschluss von Enthaltungen 
und ungültigen Stimmen. 

3 Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

4 Die Abstimmungen erfolgen offen, sofern der Vorsitzende nicht etwas 
anderes anordnet. 

 

Beschlüsse 1 Jede Aktie berechtigt zu einer Stimme. 

2 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse, soweit das Gesetz 
oder die Statuten es nicht anders bestimmen, mit der einfachen Mehrheit 
der abgegebenen Aktienstimmen, unter Ausschluss von Enthaltungen 
sowie der leeren und ungültigen Stimmen. 

3 Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme desder Vorsitzenden. 

4 Die Abstimmungen erfolgen offen, sofern der Vorsitzende nicht etwas 
anderes anordnetDer Vorsitzende entscheidet über die Durchführung der 
Abstimmungen. Eine Abstimmung kann insbesondere durch elektroni-
sche oder schriftliche Stimmabgabe oder offen erfolgen. 
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 Artikel 15  Artikel 15 

Wahlen 1 Die Wahlen werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Ak-
tienstimmen, unter Ausschluss von Enthaltungen und ungültigen Stim-
men, getroffen. 

2 Kommt im ersten Wahlgang eine Wahl nicht zustande, so entscheidet 
im zweiten Wahlgang das relative Mehr und bei Stimmengleichheit die 
Stimme des Vorsitzenden. 

3 Die Wahlen erfolgen offen, sofern der Vorsitzende nicht etwas anderes 
anordnet. 

 

Wahlen 1 Die Wahlen werden mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Ak-
tienstimmen, unter Ausschluss von Enthaltungen sowie der leeren und 
ungültigen Stimmen, getroffen. 

2 Kommt im ersten Wahlgang eine Wahl nicht zustande, so entscheidet 
im zweiten Wahlgang das relative Mehr und bei Stimmengleichheit die 
Stimme desder Vorsitzenden. 

3 Die Wahlen erfolgen offen, sofern der Vorsitzende nicht etwas anderes 
anordnetDer Vorsitzende entscheidet über die Durchführung der Wah-
len. Eine Wahl kann insbesondere durch elektronische oder schriftliche 
Stimmabgabe oder offen erfolgen. 

 

 Artikel 16  Artikel 16 

Befugnisse der 
Generalver-
sammlung 

Der Generalversammlung stehen folgende unübertragbare Befugnisse 
zu: 

a) die Festsetzung und Änderung der Statuten (vorbehältlich Art. 
651a, 652g, 653g und 653i OR); 

b) die Wahl und die Abberufung des Präsidenten und der übrigen 
Mitglieder des Verwaltungsrates, der Mitglieder des Vergü-
tungsausschusses, der Revisionsstelle und des unabhängigen 
Stimmrechtsvertreters; 

c) die Genehmigung des Lageberichtes und der Konzernrech-
nung; 

d) die Genehmigung der Jahresrechnung sowie die Beschlussfas-
sung über die Verwendung des Bilanzgewinnes, insbesondere 
die Festsetzung der Dividende; 

e) die Genehmigung der Vergütungen des Verwaltungsrates und 
der Geschäftsleitung; 

f) die Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates und der Ge-
schäftsführung; 

Befugnisse der 
Generalver-
sammlung 

Der Generalversammlung stehen folgende unübertragbare Befugnisse 
zu: 

a) die Festsetzung und Änderung der Statuten (vorbehältlich Art. 
651a, 652g, 653g und 653i OR); 

b) die Wahl und die Abberufung des Präsidenten und der übrigen 
Mitglieder des Verwaltungsrates, der Mitglieder des Vergütungs-
ausschusses, der Revisionsstelle und des unabhängigen Stimm-
rechtsvertreters; 

c) die Genehmigung des Lageberichtes, und der Konzernrechnung 
und des Berichts über nichtfinanzielle Belange; 

d) die Genehmigung der Jahresrechnung sowie die Beschlussfas-
sung über die Verwendung des Bilanzgewinnes, insbesondere 
die Festsetzung der Dividende;  

e) die Festsetzung der Zwischendividende und die Genehmigung 
des dafür erforderlichen Zwischenabschlusses; 

f) die Beschlussfassung über die Rückzahlung der gesetzlichen 
Kapitalreserve; 
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g) die Beschlussfassung über die Gegenstände, die der General-
versammlung durch das Gesetz oder die Statuten vorbehalten 
sind oder ihr vom Verwaltungsrat zum Entscheid vorgelegt wer-
den.  

 

e)g) die Genehmigung der Vergütungen des Verwaltungsra-
tes und der Geschäftsleitung; 

f)h) die Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates und der Ge-
schäftsführung; 

i) die Dekotierung der Beteiligungspapiere der Gesellschaft; 

g)j) die Beschlussfassung über die Gegenstände, die der General-
versammlung durch das Gesetz oder die Statuten vorbehalten 
sind oder ihr vom Verwaltungsrat zum Entscheid vorgelegt wer-
den.  

 

 Artikel 17  Artikel 17 

Besonderes  
Quorum 

Ein Beschluss der Generalversammlung, der mindestens zwei Drittel der 
vertretenen Stimmen und die absolute Mehrheit der vertretenen Aktien-
nennwerte auf sich vereinigt, ist erforderlich insbesondere für: 

a) die Änderung des Gesellschaftszweckes; 

b) die Einführung von Stimmrechtsaktien; 

c) eine genehmigte oder eine bedingte Kapitalerhöhung; 

d) die Kapitalerhöhung aus Eigenkapital, gegen Sacheinlage oder 
zwecks Sachübernahme und die Gewährung von besonderen 
Vorteilen; 

e) die Einschränkung oder Aufhebung des Bezugsrechtes; 

f) die Verlegung des Sitzes der Gesellschaft; 

g) die Auflösung der Gesellschaft ohne Liquidation. 

 

Besonderes  
Quorum 

Ein Beschluss der Generalversammlung, der mindestens zwei Drittel der 
vertretenen Stimmen und die absolute Mehrheit der vertretenen Aktien-
nennwerte auf sich vereinigt, ist erforderlich insbesondere für: 

a) die Änderung des Gesellschaftszweckes; 

b) die Einführung von Stimmrechtsaktien; 

c) eine genehmigte oder eine bedingte Kapitalerhöhung; 

b) die Zusammenlegung von Aktien, soweit dafür nicht die Zustim-
mung aller betroffenen Aktionäre erforderlich ist; 

d)c) die Kapitalerhöhung aus Eigenkapital, gegen Sacheinlagen 
oder zwecks Sachübernahmedurch Verrechnung mit einer For-
derung und die Gewährung von besonderen Vorteilen; 

e)d) die Einschränkung oder Aufhebung des Bezugsrechtes; 

e) die Einführung eines bedingten Kapitals oder eines Kapital-
bands; 

f)  den Wechsel der Währung des Aktienkapitals; 

g) die Einführung und Aufhebung des Stichentscheids des Vorsit-
zenden in der Generalversammlung; 
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h) eine Statutenbestimmung zur Durchführung der Generalver-
sammlung im Ausland; 

i) die Dekotierung der Beteiligungspapiere der Gesellschaft; 

f)j) die Verlegung des Sitzes der Gesellschaft; 

k) die Einführung, Änderung und Aufhebung einer statutarischen 
Schiedsklausel; 

l) die Fusion, Spaltung oder Umwandlung der Gesellschaft gemäss 
Fusionsgesetz; 

g)m) die Auflösung der Gesellschaft ohne Liquidation. 

 

 B. Verwaltungsrat 

 Artikel 18 

 B. Verwaltungsrat 

Artikel 18 

Anzahl der 
Verwaltungs-
räte,  
Amtsdauer 

Der Verwaltungsrat besteht aus mindestens fünf und höchstens neun 
Mitgliedern, die durch die Generalversammlung einzeln für eine Amts-
dauer von einem Jahr bis zum Abschluss der nächsten ordentlichen Ge-
neralversammlung gewählt werden. Wiederwahl ist unbeschränkt zuläs-
sig. 

 

Anzahl der 
Verwaltungs-
räte,  
Amtsdauer 

Der Verwaltungsrat besteht aus mindestens fünfdrei und höchstens neun 
Mitgliedern, die durch die Generalversammlung einzeln für eine Amts-
dauer von einem Jahr bis zum Abschluss der nächsten ordentlichen Ge-
neralversammlung gewählt werden. Wiederwahl ist unbeschränkt zuläs-
sig. 

 

 Artikel 19  Artikel 19 

Organisation 
des Verwal-
tungsrates 

Der Verwaltungsrat konstituiert sich unter Vorbehalt der gesetzlichen und 
statutarischen Bestimmungen selbst. Er bestellt seinen Sekretär, welcher 
nicht Mitglied des Verwaltungsrates zu sein braucht.  

 

Organisation 
des Verwal-
tungsrates 

1 Der Verwaltungsrat konstituiert sich unter Vorbehalt der gesetzlichen 
und statutarischen Bestimmungen selbst. Er bestellt seinen Sekretär, 
welcher nicht Mitglied des Verwaltungsrates zu sein braucht.  

2 Ist das Amt des Präsidenten vakant, so ernennt der Verwaltungsrat für 
die verbleibende Amtsdauer einen neuen Präsidenten.  
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 Artikel 20  Artikel 20 

Einberufung,  
Protokoll 

1 Der Präsident ruft den Verwaltungsrat zusammen, sooft es die Ge-
schäfte erfordern und ausserdem, wenn ein Mitglied es schriftlich unter 
Angabe der gewünschten Traktanden verlangt. 

2 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Verwaltungsrates wird ein 
Protokoll geführt. Dieses wird nach Genehmigung vom Vorsitzenden und 
vom Sekretär unterzeichnet. 

 

Einberufung,  
Protokoll 

1 Der Präsident ruft den Verwaltungsrat zusammen, so oft es die Ge-
schäfte erfordern und ausserdem, wenn ein Mitglied es schriftlich unter 
Angabe der gewünschten Traktanden verlangt. 

2 Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Verwaltungsrates wird ein 
Protokoll geführt. Dieses wird nach Genehmigung vom Vorsitzenden und 
vom SekretärProtokollführer unterzeichnet. 

 

 Artikel 21  Artikel 21 

Beschlüsse 1 Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner Mit-
glieder anwesend ist. Wird dieses Präsenzquorum nicht erreicht, ist er 
unter dem Vorbehalt beschlussfähig, dass alle abwesenden Mitglieder 
nachträglich dem betreffenden Antrag schriftlich zustimmen. Kein Prä-
senzquorum ist erforderlich für die Beschlussfassung des Verwaltungs-
rates über einen Kapitalerhöhungsbericht und für diejenigen Beschlüsse, 
die der öffentlichen Beurkundung bedürfen. 

2 Der Verwaltungsrat fasst seine Beschlüsse und trifft seine Wahlen mit 
der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleich-
heit hat der Vorsitzende den Stichentscheid.  

3 Beschlüsse können auch auf dem Zirkularweg gefasst werden, sofern 
nicht ein Mitglied die mündliche Beratung verlangt. Einzelheiten regelt 
das Organisationsreglement. 

 

Sitzungen, Be-
schlüsse 

1 Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner Mit-
glieder anwesend ist. Wird dieses Präsenzquorum nicht erreicht, ist er 
unter dem Vorbehalt beschlussfähig, dass alle abwesenden Mitglieder 
nachträglich dem betreffenden Antrag schriftlich zustimmen. Kein Prä-
senzquorum ist erforderlich für die Beschlussfassung des Verwaltungs-
rates über einen Kapitalerhöhungsbericht und für diejenigen Beschlüsse, 
die der öffentlichen Beurkundung bedürfen. 

2 Der Verwaltungsrat fasst seine Beschlüsse und trifft seine Wahlen mit 
der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleich-
heit hat der Vorsitzende den Stichentscheid.  

3 Beschlüsse können auch auf dem Zirkularweg gefasst werden, sofern 
nicht ein Mitglied die mündliche Beratung verlangt. Einzelheiten regelt 
das Organisationsreglement. 

Die Organisation der Sitzungen, einschliesslich der Beschlussfähigkeit 
und der Beschlussfassung, wird vom Verwaltungsrat im Organisations-
reglement geregelt, wobei die Verwendung von elektronischen Mitteln 
mit und ohne Tagungsort zulässig ist. 

 

 Artikel 22  Artikel 22 

Befugnisse 
des Verwal-
tungsrates 

1 Der Verwaltungsrat hat insbesondere folgende unübertragbare und un-
entziehbare Aufgaben:  

Befugnisse 
des Verwal-
tungsrates 

1 Der Verwaltungsrat hat insbesondere folgende unübertragbare und un-
entziehbare Aufgaben:  
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a) die Oberleitung der Gesellschaft und die Erteilung der nötigen  
Weisungen; 

b) die Festlegung der Organisation; 

c) die Ausgestaltung des Rechnungswesens, der Finanzkontrolle 
sowie der Finanzplanung; 

d) die Ernennung und Abberufung der mit der Geschäftsführung 
und der Vertretung betrauten Personen;  

e) die Oberaufsicht über die mit der Geschäftsführung betrauten 
Personen, namentlich im Hinblick auf die Befolgung der Ge-
setze, Statuten, Reglemente und Weisungen; 

f) die Erstellung des Geschäftsberichtes und des Vergütungsbe-
richtes sowie die Vorbereitung der Generalversammlung und 
die Ausführung ihrer Beschlüsse; 

g) die Benachrichtigung des Richters im Falle der Überschuldung; 

h) die Beschlussfassung über die Erhöhung des Aktienkapitals, 
soweit diese in der Kompetenz des Verwaltungsrates liegt, so-
wie die Feststellung von Kapitalerhöhungen und entspre-
chende Statutenänderungen; 

i) die Prüfung der fachlichen Voraussetzungen der Revisoren. 

2 Der Verwaltungsrat kann überdies in allen Angelegenheiten Be-
schluss fassen, die nicht nach diesen Statuten oder dem Gesetz der 
Generalversammlung zugeteilt sind. 

 

a) die Oberleitung der Gesellschaft und die Erteilung der nötigen 
Weisungen; 

b) die Festlegung der Organisation; 

c) die Ausgestaltung des Rechnungswesens, der Finanzkontrolle 
sowie der Finanzplanung; 

d) die Ernennung und Abberufung der mit der Geschäftsführung 
und der Vertretung betrauten Personen;  

e) die Oberaufsicht über die mit der Geschäftsführung betrauten 
Personen, namentlich im Hinblick auf die Befolgung der Gesetze, 
Statuten, Reglemente und Weisungen; 

f)  die Erstellung des Geschäftsberichtes, und des Vergütungsbe-
richtes und des Berichtes über nichtfinanzielle Belange sowie die 
Vorbereitung der Generalversammlung und die Ausführung ihrer 
Beschlüsse; 

g) die Einreichung eines Gesuchs um Nachlassstundung und die 
Benachrichtigung des RichtersGerichts im Falle der Überschul-
dung; 

h) die Beschlussfassung über die Erhöhung des Aktienkapitals-
Durchführung von Kapitalveränderungen, soweit diese in der 
Kompetenz des Verwaltungsrates liegtliegen, sowie die Feststel-
lung von KapitalerhöhungenKapitalveränderungen und entspre-
chende Statutenänderungen; 

i) die Prüfung der fachlichen Voraussetzungen der Revisoren. 

j) alle weiteren durch das Gesetz vorgesehenen unübertragbaren 
und unentziehbaren Aufgaben des Verwaltungsrates. 

2 Der Verwaltungsrat kann überdies in allen Angelegenheiten Be-
schluss fassen, die nicht nach diesen Statuten oder dem Gesetz der 
Generalversammlung zugeteilt sind. 
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 Artikel 23  Artikel 23 

Übertragung 
von Befugnis-
sen 

Der Verwaltungsrat kann unter Vorbehalt von Art. 22 die Geschäftsfüh-
rung nach Massgabe eines Organisationsreglementes ganz oder teil-
weise an ein oder mehrere seiner Mitglieder oder an Drittpersonen über-
tragen. 

 

Übertragung 
von Befugnis-
sen 

[Artikel unverändert] 

 Artikel 24  Artikel 24 

Externe Man-
date 

1 Mitglieder des Verwaltungsrates dürfen ausserhalb des Konzerns ins-
gesamt maximal 20 Mandate in obersten Leitungs- oder Verwaltungsor-
ganen von Rechtseinheiten, die verpflichtet sind, sich ins Handelsregister 
oder in ein entsprechendes ausländisches Register eintragen zu lassen, 
gleichzeitig wahrnehmen. Davon dürfen nicht mehr als 15 Mandate in 
börsenkotierten Rechtseinheiten ausgeübt werden. 

2 Mitglieder der Geschäftsleitung dürfen, unter Vorbehalt der Genehmi-
gung durch den Verwaltungsrat, ausserhalb des Konzerns insgesamt 
maximal fünf Mandate in obersten Leitungs- oder Verwaltungsorganen 
von Rechtseinheiten, die verpflichtet sind, sich ins Handelsregister oder 
in ein entsprechendes ausländisches Register eintragen zu lassen, 
gleichzeitig wahrnehmen. Davon dürfen nicht mehr als zwei Mandate in 
börsenkotierten Rechtseinheiten ausgeübt werden. 

3 Mehrere Mandate innerhalb desselben Konzerns sowie Mandate, wel-
che im Auftrag eines Konzerns respektive einer Rechtseinheit ausgeübt 
werden (einschliesslich Mandate in Fürsorgeeinrichtungen, Joint Ven-
tures und Rechtseinheiten, an denen eine wesentliche Beteiligung gehal-
ten wird), werden als ein Mandat gezählt. Mandate in nicht gewinnorien-
tierten oder gemeinnützigen Rechtseinheiten wie Vereinen, Verbänden 
und Stiftungen unterliegen nicht den Beschränkungen von Abs. 1 und 
Abs. 2, dürfen aber die Zahl von 15 nicht überschreiten. 

 

Externe Man-
date 

1 Mitglieder des Verwaltungsrates dürfen ausserhalb des Konzerns ins-
gesamt maximal 2015 Mandate in obersten Leitungs- oder Verwaltungs-
organen von Rechtseinheiten, die verpflichtet sind, sich ins Handelsre-
gister oder in ein entsprechendes ausländisches Register eintragen zu 
lassen, gleichzeitig wahrnehmenvergleichbaren Funktionen bei anderen 
Unternehmen mit wirtschaftlichem Zweck ausüben. Davon dürfen nicht 
mehr als 1510 Mandate in börsenkotierten Rechtseinheiten ausgeübt 
werden. Nicht als andere Unternehmen nach dem ersten Satz gelten Un-
ternehmen, die durch die Gesellschaft kontrolliert werden oder die die 
Gesellschaft kontrollieren.  

2 Mitglieder der Geschäftsleitung dürfen, unter Vorbehalt der Genehmi-
gung durch den Verwaltungsrat, ausserhalb des Konzerns insgesamt 
maximal fünf Mandate in obersten Leitungs- oder Verwaltungsorganen 
von Rechtseinheiten, die verpflichtet sind, sich ins Handelsregister oder 
in ein entsprechendes ausländisches Register eintragen zu lassen, 
gleichzeitig wahrnehmen vergleichbaren Funktionen bei anderen Unter-
nehmen mit wirtschaftlichem Zweck ausüben. Davon dürfen nicht mehr 
als zwei Mandate in börsenkotierten Rechtseinheiten ausgeübt werden. 
Nicht als andere Unternehmen nach dem ersten Satz gelten Unterneh-
men, die durch die Gesellschaft kontrolliert werden oder die die Gesell-
schaft kontrollieren.  

3 Mehrere Mandate innerhalb desselben Konzerns sowie Mandate, wel-
che im Auftrag eines Konzerns respektive einer Rechtseinheit ausgeübt 
werden (einschliesslich Mandate in Fürsorgeeinrichtungen, Joint Ven-
tures und Rechtseinheiten, an denen eine wesentliche Beteiligung gehal-
ten wird), werden als ein Mandat gezählt. Mandate in nicht gewinnorien-
tierten oder gemeinnützigen Rechtseinheiten wie Vereinen, Verbänden 
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und Stiftungen unterliegen nicht den Beschränkungen von Abs. 1 und 
Abs. 2, dürfen aber die Zahl von 15 nicht überschreiten. 

 

 Artikel 25  Artikel 25 

Verträge Verträge mit den Mitgliedern des Verwaltungsrates und der Geschäfts-
leitung, die den Vergütungen der betreffenden Mitglieder zugrunde lie-
gen, können befristet oder unbefristet sein. Die maximale Dauer befris-
teter Verträge beträgt ein Jahr. Eine Erneuerung ist zulässig. Die Kündi-
gungsfristen bei unbefristeten Verträgen beträgt maximal ein Jahr. 

 

Verträge 1 Verträge mit den Mitgliedern des Verwaltungsrates, die den Vergütun-
gen der betreffenden Mitglieder zugrunde liegen, dürfen die Amtsdauer 
nicht überschreiten. 

2 Verträge mit den Mitgliedern des Verwaltungsrates und der Geschäfts-
leitung, die den Vergütungen der betreffenden Mitglieder zugrunde lie-
gen, können befristet oder unbefristet sein. Die maximale Dauer befriste-
ter Verträge beträgt ein Jahr. Eine Erneuerung ist zulässig. Die Kündi-
gungsfristen bei unbefristeten Verträgen beträgt maximal ein Jahr. 

 

 Artikel 26  Artikel 26 

Vergütungs-
ausschuss 

1 Der Vergütungsausschuss besteht aus drei Mitgliedern des Verwal-
tungsrates. Die Mitglieder des Vergütungsausschusses werden von der 
Generalversammlung einzeln für eine Amtsdauer von einem Jahr bis 
zum Abschluss der nächsten ordentlichen Generalversammlung ge-
wählt. Wiederwahl ist zulässig. 

2 Der Verwaltungsrat bestimmt unter den Mitgliedern des Vergütungs-
ausschusses dessen Vorsitzenden und regelt die Aufgaben und Befug-
nisse des Vergütungsausschusses. 

3 Der Vergütungsausschuss unterstützt den Verwaltungsrat bei der Fest-
setzung und Überprüfung der Vergütungsstrategie und -richtlinien der 
Gesellschaft und der qualitativen und quantitativen Kriterien für die Ver-
gütung sowie bei der Vorbereitung der Anträge zuhanden der General-
versammlung betreffend die Vergütung des Verwaltungsrates und der 
Geschäftsleitung. Er kann dem Verwaltungsrat Vorschläge und Empfeh-
lungen zu weiteren Vergütungsfragen unterbreiten. 

4 Der Vergütungsausschuss kann externe Spezialisten beiziehen. 

 

Vergütungs-
ausschuss 

1 Der Vergütungsausschuss besteht aus mindestens zwei drei Mitglie-
dern des Verwaltungsrates. Die Mitglieder des Vergütungsausschusses 
werden von der Generalversammlung einzeln für eine Amtsdauer von ei-
nem Jahr bis zum Abschluss der nächsten ordentlichen Generalver-
sammlung gewählt. Wiederwahl ist zulässig. Ist der Vergütungsaus-
schuss nicht vollständig besetzt, so ernennt der Verwaltungsrat für die 
verbleibende Amtsdauer die fehlenden Mitglieder. 

2 Der Verwaltungsrat bestimmt unter den Mitgliedern des Vergütungs-
ausschusses dessen Vorsitzenden und regelt die Aufgaben und Befug-
nisseZuständigkeiten des Vergütungsausschusses. 

3 Der Vergütungsausschuss unterstützt den Verwaltungsrat bei der Fest-
setzung und Überprüfung der Vergütungsstrategie und -richtlinien der 
Gesellschaft und der qualitativen und quantitativen Kriterien für die Ver-
gütung sowie bei der Vorbereitung der Anträge zuhanden der General-
versammlung betreffend die Vergütung des Verwaltungsrates und der 
Geschäftsleitung. Er kann dem Verwaltungsrat Vorschläge und Empfeh-
lungen zu weiteren Vergütungsfragen unterbreiten. 
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4 Der Vergütungsausschuss kann externe Spezialisten beiziehen. 

 

 Artikel 27  Artikel 27 

Zeichnungsbe-
rechtigung 

Der Verwaltungsrat bezeichnet die Personen aus seiner Mitte und aus-
serhalb derselben, welchen die rechtsverbindliche Unterschrift für die 
Gesellschaft zukommt, wobei die Gesellschaft nur durch Kollektivunter-
schrift zweier zeichnungsberechtigter Personen verpflichtet werden 
kann. 

 

Zeichnungsbe-
rechtigung 

[Artikel unverändert] 

 C. Revisionsstelle 

Artikel 28 

 C. Revisionsstelle 

Artikel 28 

Amtsdauer, 
Befugnisse 
und Pflichten 

1 Die Generalversammlung wählt eine Revisionsstelle.  

2 Die Revisionsstelle wird für ein Geschäftsjahr gewählt. Wiederwahl ist 
zulässig. 

3 Die Befugnisse sowie die Pflichten der Revisionsstelle ergeben sich aus 
dem Gesetz. 

 

Amtsdauer, 
Befugnisse 
und Pflichten 

[Artikel unverändert] 

 Abschnitt 4: Vergütung des Verwaltungsrates und der Geschäfts-
leitung 

Artikel 29 

 Abschnitt 4: Vergütung des Verwaltungsrates und der Geschäfts-
leitung 

Artikel 29 

Vergütung des 
Verwaltungsra-
tes 

1 Die Mitglieder des Verwaltungsrates erhalten für ihre Tätigkeit eine fixe 
Vergütung. Ihnen werden zudem Auslagen und Spesen ersetzt. Ausla-
gen- und Spesenersatz (einschliesslich Spesenpauschalen) gelten nicht 
als Vergütung. 

2 Für die Mitgliedschaft in Ausschüssen oder die Übernahme von beson-
deren Aufgaben oder Aufträgen können Zuschläge ausgerichtet werden. 

 

 

Vergütung des 
Verwaltungsra-
tes 

[Artikel unverändert] 
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 Artikel 30  Artikel 30 

Vergütung der 
Geschäftslei-
tung 

1 Die Mitglieder der Geschäftsleitung erhalten für ihre Tätigkeit eine fixe 
Grundvergütung sowie eine variable Vergütung. Ihnen werden zudem 
Auslagen und Spesen ersetzt. Auslagen- und Spesenersatz (einschliess-
lich Spesenpauschalen) gelten nicht als Vergütung. 

2 Die variable Vergütung erfolgt leistungs- und/oder erfolgsabhängig. Die 
Höhe der variablen Vergütung bemisst sich grundsätzlich nach den vom 
Verwaltungsrat festgelegten Kriterien. Diese berücksichtigen insbeson-
dere Finanzkennzahlen des Konzerns oder von Teilen davon. 

3 Die variable Vergütung im Zeitpunkt der Zuteilung beträgt grundsätzlich 
maximal 100% der fixen Grundvergütung. 

 

Vergütung der 
Geschäftslei-
tung 

[Artikel unverändert] 

 Artikel 31  Artikel 31 

Allgemeine 
Vergütungs-
grundsätze 

1 Der Verwaltungsrat kann festlegen, dass die Vergütung ganz oder teil-
weise in bar, gesperrten Aktien der Gesellschaft oder anwartschaftlichen 
Bezugsrechten auf Aktien ausgerichtet wird. Der Verwaltungsrat legt den 
Zeitpunkt der Zuteilung, die Dauer der Sperre sowie einen allfälligen Ab-
schlag (Discount) unter Berücksichtigung der Dauer der Sperre bzw. der 
Vesting-Periode fest. Die Dauer der Sperre bzw. Vesting-Periode beträgt 
mindestens ein Jahr, wobei der Verwaltungsrat in begründeten Fällen 
auch eine kürzere Dauer festlegen kann. Der Verwaltungsrat kann vor-
sehen, dass aufgrund des Eintritts im Voraus bestimmter Ereignisse, wie 
der Beendigung eines Arbeits- oder Mandatsverhältnisses oder des Ein-
tritts eines Kontrollwechsels, Sperren oder Vesting-Perioden weitergel-
ten, verkürzt oder aufgehoben werden, Vergütungen unter der Annahme 
der Erreichung der Zielwerte ausgerichtet werden oder Vergütungen ver-
fallen. 

2 Bei einer Zuteilung von Aktien, anwartschaftlichen Bezugsrechten auf 
Aktien oder Einräumung anderer Vergütungselemente entspricht der Be-
trag der Vergütung dem Wert, der diesen Vergütungselementen im Zeit-
punkt der Zuteilung gemäss allgemein anerkannten Bewertungsmetho-
den zukommt. 

Allgemeine 
Vergütungs-
grundsätze 

1 Der Verwaltungsrat kann festlegen, dass die Vergütung ganz oder teil-
weise in bar, gesperrten Aktien der Gesellschaft oder anwartschaftlichen 
Bezugsrechten auf Aktien ausgerichtet wird. Der Verwaltungsrat legt den 
Zeitpunkt der Zuteilung, die Dauer der Sperre sowie einen allfälligen Ab-
schlag (Discount) unter Berücksichtigung der Dauer der Sperre bzw. der 
Vesting-Periode fest. Die Dauer der Sperre bzw. Vesting-Periode beträgt 
mindestens ein Jahr, wobei der Verwaltungsrat in begründeten Fällen 
auch eine kürzere Dauer festlegen kann. Der Verwaltungsrat kann vor-
sehen, dass aufgrund des Eintritts im Voraus bestimmter Ereignisse, wie 
der Beendigung eines Arbeits- oder Mandatsverhältnisses oder des Ein-
tritts eines Kontrollwechsels, Sperren oder Vesting-Perioden weitergel-
ten, verkürzt oder aufgehoben werden, Vergütungen unter der Annahme 
der Erreichung der Zielwerte ausgerichtet werden oder Vergütungen ver-
fallen. 

2 Bei einer Zuteilung von Aktien, anwartschaftlichen Bezugsrechten auf 
Aktien oder Einräumung anderer Vergütungselemente entspricht der Be-
trag der Vergütung dem Wert, der diesen Vergütungselementen im Zeit-
punkt der Zuteilung gemäss allgemein anerkannten Bewertungsmetho-
den zukommt. 
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Vorgeschlagene Statutenänderung (Einfügungen blau, Löschungen rot) 

3 Für Tätigkeiten in Rechtseinheiten des Konzerns oder im Auftrag einer 
Rechtseinheit des Konzerns dürfen diese an die Mitglieder des Verwal-
tungsrates und der Geschäftsleitung Vergütungen ausrichten, sofern 
diese Vergütungen vom durch die Generalversammlung genehmigten 
Maximalbetrag oder vom Zusatzbetrag gemäss Art. 32 Abs. 6 abgedeckt 
sind. 

4 Die Gesellschaft kann im gesetzlich zulässigen Rahmen Mitglieder des 
Verwaltungsrates und der Geschäftsleitung für entstandene Nachteile im 
Zusammenhang mit Verfahren, Prozessen oder Vergleichen, die mit ihrer 
Tätigkeit für die Gesellschaft zusammenhängen, entschädigen sowie 
entsprechende Beträge bevorschussen und Versicherungen abschlies-
sen. Solche Entschädigungen, Vorschüsse und Versicherungen gelten 
nicht als Vergütung. 

 

3 Für Tätigkeiten in Rechtseinheiten des Konzerns oder im Auftrag einer 
Rechtseinheit des Konzerns dürfen diese an die Mitglieder des Verwal-
tungsrates und der Geschäftsleitung Vergütungen ausrichten, sofern 
diese Vergütungen vom durch die Generalversammlung genehmigten 
MaximalGesamtbetrag oder vom Zusatzbetrag gemäss Art. 32 Abs. 6 
abgedeckt sind. 

4 Die Gesellschaft kann im gesetzlich zulässigen Rahmen Mitglieder des 
Verwaltungsrates und der Geschäftsleitung für entstandene Nachteile im 
Zusammenhang mit Verfahren, Prozessen oder Vergleichen, die mit ihrer 
Tätigkeit für die Gesellschaft zusammenhängen, entschädigen sowie 
entsprechende Beträge bevorschussen und Versicherungen abschlies-
sen. Solche Entschädigungen, Vorschüsse und Versicherungen gelten 
nicht als Vergütung. 

 

 Artikel 32  Artikel 32 

Genehmigung 1 Die Generalversammlung genehmigt mit bindender Wirkung jährlich an-
lässlich der ordentlichen Generalversammlung den Maximalbetrag der 
Vergütungen für die Mitglieder des Verwaltungsrates für die Dauer bis 
zur nächsten ordentlichen Generalversammlung. 

2 Die Generalversammlung genehmigt mit bindender Wirkung jährlich an-
lässlich der ordentlichen Generalversammlung den Maximalbetrag der fi-
xen Vergütungen für die Mitglieder der Geschäftsleitung für das folgende 
Geschäftsjahr. 

3 Die Generalversammlung genehmigt mit bindender Wirkung jährlich an-
lässlich der ordentlichen Generalversammlung den Gesamtbetrag der 
variablen Vergütungen für die Mitglieder der Geschäftsleitung für das ab-
gelaufene Geschäftsjahr. 

4 Die Generalversammlung kann jederzeit eine nachträgliche Erhöhung 
eines genehmigten Gesamtbetrags genehmigen. 

5 Verweigert die Generalversammlung die Genehmigung, so kann der 
Verwaltungsrat an der gleichen Generalversammlung neue Anträge zur 
Genehmigung stellen. Stellt der Verwaltungsrat keine neuen Anträge 

Genehmigung 1 Die Generalversammlung genehmigt mit bindender Wirkung jährlich an-
lässlich der ordentlichen Generalversammlung den MaximalGesamtbe-
trag der Vergütungen für die Mitglieder des Verwaltungsrates für die 
Dauer bis zur nächsten ordentlichen Generalversammlung. 

2 Die Generalversammlung genehmigt mit bindender Wirkung jährlich an-
lässlich der ordentlichen Generalversammlung den MaximalGesamtbe-
trag der fixen Vergütungen für die Mitglieder der Geschäftsleitung für das 
folgende Geschäftsjahr. 

3 Die Generalversammlung genehmigt mit bindender Wirkung jährlich an-
lässlich der ordentlichen Generalversammlung den Gesamtbetrag der 
variablen Vergütungen für die Mitglieder der Geschäftsleitung für das ab-
gelaufene Geschäftsjahr. 

4 Die Generalversammlung kann jederzeit eine nachträgliche Erhöhung 
eines genehmigten Gesamtbetrags genehmigen. 

5 Verweigert die Generalversammlung die Genehmigung, so kann der 
Verwaltungsrat an der gleichen Generalversammlung neue Anträge zur 
Genehmigung stellen. Stellt der Verwaltungsrat keine neuen Anträge 
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Vorgeschlagene Statutenänderung (Einfügungen blau, Löschungen rot) 

oder lehnt die Generalversammlung auch die neuen Anträge ab, kann 
der Verwaltungsrat eine neue Generalversammlung einberufen. 

6 Für Einstellungen von neuen Mitgliedern der Geschäftsleitung, welche 
nach der Genehmigung durch die Generalversammlung erfolgen, beträgt 
der Zusatzbetrag pro neues Mitglied 150% der höchsten Vergütung, wel-
che im der letzten ordentlichen Generalversammlung vorangegangenen 
Geschäftsjahr an ein Mitglied der Geschäftsleitung ausgerichtet wurde. 
Eine Genehmigung dieser zusätzlichen Vergütung durch die Generalver-
sammlung ist nicht erforderlich. 

 

oder lehnt die Generalversammlung auch die neuen Anträge ab, kann 
der Verwaltungsrat eine neue Generalversammlung einberufen. 

6 Für Einstellungen von neuen Mitgliedern der Geschäftsleitung, welche 
nach der Genehmigung durch die Generalversammlung erfolgen, beträgt 
der Zusatzbetrag pro neues Mitglied 150% der höchsten Vergütung, wel-
che im der letzten ordentlichen Generalversammlung vorangegangenen 
Geschäftsjahr an ein Mitglied der Geschäftsleitung ausgerichtet wurde. 
Eine Genehmigung dieser zusätzlichen Vergütung durch die Generalver-
sammlung ist nicht erforderlich. Der Zusatzbetrag darf nur verwendet 
werden, wenn der von der Generalversammlung beschlossene Gesamt-
betrag der Vergütungen der Geschäftsleitung nicht für die Vergütungen 
der neuen Mitglieder ausreicht. 

 

 Abschnitt 5: Jahresrechnung, Konzernrechnung, Gewinnverteilung 

Artikel 33 

 Abschnitt 5: Jahresrechnung, Konzernrechnung, Gewinnverteilung 

Artikel 33 

Geschäftsjahr 1 Der Verwaltungsrat bestimmt das Geschäftsjahr. 

2 Er erstellt auf Ende des Geschäftsjahres den Lagebericht, den Vergü-
tungsbericht, die Jahresrechnung und die Konzernrechnung. 

 

Geschäftsjahr [Artikel unverändert] 

 Artikel 34  Artikel 34 

Verteilung des  
Bilanzgewinns 

Die Generalversammlung beschliesst nach Entgegennahme der Anträge 
des Verwaltungsrates und des Berichtes der Revisionsstelle unter Vor-
behalt der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen über die Ver-
wendung des Bilanzgewinnes und setzt die Dividende sowie den Zeit-
punkt ihrer Auszahlung fest. 

 

Verteilung des  
Bilanzgewinns 

1 Die Generalversammlung beschliesst nach Entgegennahme der An-
träge des Verwaltungsrates und des Berichtes der Revisionsstelle unter 
Vorbehalt der gesetzlichen und statutarischen Bestimmungen über die 
Verwendung des Bilanzgewinnes und setzt die Dividende sowie den Zeit-
punkt ihrer Auszahlung fest. 

2 Dividenden, die während 5 Jahren von ihrem Verfalltag an nicht bezo-
gen worden sind, fallen der Gesellschaft anheim und werden der gesetz-
lichen Kapitalreserve zugeteilt. 
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 Abschnitt 6: Bekanntmachung, Streitigkeiten, Auflösung der Ge-
sellschaft 

 Abschnitt 6: Bekanntmachung, Streitigkeiten, Auflösung der Ge-
sellschaft 

 Artikel 35  Artikel 35 

Bekanntma-
chung 

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Schweizerischen 
Handels-amtsblatt. 

 

Bekanntma-
chung 

1 Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Schweizerischen 
Handelsamtsblatt. 

2 Der Verwaltungsrat kann weitere Publikationsorgane bezeichnen. 

 

 Artikel 36  Artikel 36 

Gerichtsstand Der Gerichtsstand für sämtliche aus dem Gesellschaftsverhältnis entste-
henden Streitigkeiten befindet sich am Sitz der Gesellschaft.  

 

Gerichtsstand [Artikel unverändert] 

 Artikel 37  Artikel 37 

Liquidation Im Falle einer Auflösung der Gesellschaft gelten für die Liquidation die 
Bestimmungen des Schweizerischen Obligationenrechts. 

 

Liquidation [Artikel unverändert] 

 
__________________________ 



 

Einladung zur 200. ordentlichen Generalversammlung der 
Von Roll Holding AG 
 

am Mittwoch, 19. April 2023, um 10.30 Uhr (Türöffnung 9.30 Uhr), im SIX ConventionPoint, Pfingst-

weidstrasse 110, 8005 Zürich 

 

Die Generalversammlung wird in deutscher Sprache durchgeführt. 
 

Traktanden und Anträge des Verwaltungsrats 

1. Statutenrevision 

Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt, die Statuten der Gesellschaft gemäss den im Schweizeri-

schen Handelsamtsblatt (SHAB) publizierten Änderungsvorschlägen anzupassen. Die Änderungs-

vorschläge (Gegenüberstellung der aktuellen Statuten zu den vorgeschlagenen Änderungen der 

Statuten) und die dazugehörigen Begründungen des Verwaltungsrats sind in separaten Anhängen 

1 und 2 enthalten, welche Teil dieser Einladung sind. 

Begründung: Die Statuten wurden überarbeitet und an die heutigen Standards und das revidierte 

Aktienrecht angepasst. Gemäss Art. 698 Abs. 2 Ziff. 1 des schweizerischen Obligationenrechts (OR) 

ist die Generalversammlung für Änderungen der Statuten zuständig. 

1.1 Zweckänderung (Artikel 2 der Statuten)  

1.2. Aufnahme Kapitalband (Artikel 5a der Statuten) 

1.3 Löschung genehmigtes Kapital (Artikel 5b der Statuten) 

1.4  Änderung an und Aufnahme von Bestimmungen zur Generalversammlung 
(Artikel 7 – 12, 14 – 17 der Statuten), zum Verfall von Dividenden (Artikel 34 
der Statuten) und zur Bekanntmachung (Artikel 35 der Statuten) 

1.5 Änderung an Bestimmungen zum Verwaltungsrat (Artikel 18 – 22, 24 – 26 der 
Statuten) und zu den Vergütungen (Artikel 31 – 32 der Statuten)  

 

2. Genehmigung des Lageberichts, der Jahresrechnung und der Konzernrechnung für 
das Geschäftsjahr 2022 

Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt, den Lagebericht, die Jahresrechnung und die Konzernrech-

nung für das Geschäftsjahr 2022 zu genehmigen. 

Begründung: Gemäss Art. 698 Abs. 2 Ziff. 3 und 4 OR ist die Generalversammlung für die Geneh-

migung des Lageberichts, der Jahresrechnung und der Konzernrechnung zuständig. 

Der Bilanzverlust der Von Roll Holding AG (Geschäftsbericht, S. 82) wird auf neue Rechnung vorge-

tragen. Eine Dividende wird nicht ausgeschüttet. 

 

3. Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrats und der Konzernleitung 

Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt, den Mitgliedern des Verwaltungsrats und der Konzernleitung 

für das Geschäftsjahr 2022 in corpore die Entlastung zu erteilen. 

Begründung: Gemäss Art. 698 Abs. 2 Ziff. 7 OR ist die Generalversammlung für den Entlastungs-

beschluss zuständig. 



 

 

4. Wiederwahlen des Präsidenten und der Mitglieder des Verwaltungsrats 

Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt die Wiederwahl der gegenwärtigen, nachfolgend aufgeführten 

Mitglieder des Verwaltungsrats, inklusive des Präsidenten des Verwaltungsrats je für eine einjährige 

Amtsdauer bis zum Abschluss der ordentlichen Generalversammlung 2024. 

Begründung: Gemäss Art. 698 Abs. 2 Ziff. 2 und Abs. 3 Ziff. 1 OR ist die Generalversammlung 

für die nachstehenden Wahlen zuständig. 

Die gegenwärtigen Mitglieder Gerd Amtstätter und Guido Egli haben sich für eine Wiederwahl 

nicht mehr zur Verfügung gestellt. 

4.1 Wiederwahl von Dr. Peter Kalantzis (als Mitglied und Präsident) 
4.2 Wiederwahl von Gerhard Bruckmeier 
4.3 Wiederwahl von August François von Finck 
4.4 Wiederwahl von Dr. Christian Hennerkes 

 

5. Wiederwahl und Wahl in den Vergütungsausschuss 

Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt die Wiederwahl des gegenwärtigen Mitglieds des Vergütungs-

ausschusses, August François von Finck, sowie die Wahl von Dr. Peter Kalantzis als neues Mitglied 

des Vergütungsausschusses je für eine einjährige Amtsdauer bis zum Abschluss der ordentlichen 

Generalversammlung 2024.  

Begründung: Gemäss Art. 698 Abs. 3 Ziff. 2 OR ist die Generalversammlung für die nachste-

henden Wahlen zuständig.  

Die gegenwärtigen Mitglieder Gerd Amtstätter und Guido Egli haben sich für eine Wiederwahl 

als Mitglied des Verwaltungsrats und somit auch als Mitglied des Vergütungsausschusses nicht 

mehr zur Verfügung gestellt. 

5.1 Wiederwahl von Herrn August François von Finck 
5.2 Wahl von Dr. Peter Kalantzis 

 

6. Wiederwahl der Revisionsstelle 

Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt die Wiederwahl der Deloitte AG, Zürich, als Revisionsstelle 

für das Geschäftsjahr 2023. 

Begründung: Gemäss Art. 698 Abs. 2 Ziff. 2 OR ist die Generalversammlung für die Wahl der Re-

visionsstelle zuständig. Die Deloitte AG erfüllt die gesetzlichen Anforderungen und steht zur Wahl 

zur Verfügung. 

 

7. Wiederwahl des unabhängigen Stimmrechtsvertreters 

Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt die Wiederwahl von Herrn Rechtsanwalt Dr. iur. Walter M. 

Müller als unabhängigen Stimmrechtsvertreter bis zum Abschluss der ordentlichen Generalver-

sammlung 2024. 

Begründung: Gemäss Art. 698 Abs. 3 Ziff. 3 OR ist die Generalversammlung für die Wahl des 

unabhängigen Stimmrechtsvertreters zuständig. Herr Rechtsanwalt Dr. iur. Walter M. Müller erfüllt 

die gesetzlichen Anforderungen und steht zur Wahl zur Verfügung. 

 



 

 

8. Genehmigung von Vergütungen 

8.1 Genehmigung Gesamtbetrag der Vergütungen des Verwaltungsrates 

Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt gemäss Art. 32 Abs. 1 der Statuten die Genehmigung eines 

Gesamtbetrages der Vergütungen des Verwaltungsrates von CHF 750'000.-- für die Dauer bis zur 

ordentlichen Generalversammlung 2024. 

Begründung: Gemäss Art. 698 Abs. 3 Ziff. 4 und Art. 735 Abs. 1 OR ist die Generalversammlung 

für die Genehmigung der Vergütung des Verwaltungsrates zuständig. 

 
8.2 Genehmigung Gesamtbetrag der fixen Vergütungen der Geschäftsleitung 

Antrag: Der Verwaltungsrat beantragt gemäss Art. 32 Abs. 2 der Statuten die Genehmigung eines 

Gesamtbetrages der fixen Vergütungen der Geschäftsleitung von CHF 2'500'000.-- für das Ge-

schäftsjahr 2024. 

Begründung: Gemäss Art. 698 Abs. 3 Ziff. 4 und Art. 735 Abs. 1 OR ist die Generalversammlung 

für die Genehmigung der Vergütung der Geschäftsleitung zuständig. 

 

Geschäftsbericht / Berichte der Revisionsstelle 

Der Geschäftsbericht mit der Jahresrechnung der Von Roll Holding AG, der Konzernrechnung, dem 

Vergütungsbericht sowie den Berichten der Revisionsstelle für das Geschäftsjahr 2022 wurde am Mitt-

woch, 15. März 2023 publiziert und kann unter https://www.vonroll.com/de/gruppe/investoren/finanz-

publikationen/ eingesehen und heruntergeladen werden.  

 
Zutritts- und Stimmkarte / Zugangscode für elektronische Erteilung 
von Vollmachten und Weisungen 

Aktionäre erhalten die Zutritts- und Stimmkarte sowie den Zugangscode für die elektronische Erteilung 

von Vollmachten und Weisungen in der Regel unaufgefordert von ihrer Depotbank. Sollte dies nicht der 

Fall sein, soll der Aktionär seine Depotbank anweisen, die Zutritts- und Stimmkarte sowie den Zugangs-

code für die elektronische Erteilung von Vollmachten und Weisungen bei der Computershare Schweiz 

AG, Baslerstrasse 90, Postfach, 4601 Olten (Telefon: +41 (0)62 205 77 50, Fax: +41 (0)62 205 77 91, 

E-Mail: generalversammlung@computershare.ch) bis spätestens Dienstag, 4. April 2023 (Datum des 

Empfangs bei der Computershare Schweiz AG) zu beziehen und anschliessend dem Aktionär zuzustel-

len. Aktionäre ohne Depotbank können die Zutritts- und Stimmkarte sowie den Zugangscode für die 

elektronische Erteilung von Vollmachten und Weisungen bis spätestens Dienstag, 4. April 2023 (Datum 

des Empfangs), bei der Gesellschaft (Telefon: +41 (0)61 785 58 86, E-Mail: investor@vonroll.com) und 

gegen Hinterlegung der Aktien bestellen. Die betreffenden Aktien bleiben bis zum Tag nach der ordentli-

chen Generalversammlung gesperrt. 

 

Vertretung / Vollmachterteilung 

Aktionäre, die nicht persönlich an der ordentlichen Generalversammlung teilnehmen, können sich wie 

folgt vertreten lassen: 

a) durch einen Dritten mittels Vollmachterteilung durch Ausfüllen und Unterzeichnen der Zutritts- und 

Stimmkarte sowie Übergabe derselben an den Bevollmächtigten; 

https://www.vonroll.com/de/gruppe/investoren/finanzpublikationen/
https://www.vonroll.com/de/gruppe/investoren/finanzpublikationen/


 

b) mittels schriftlicher Erteilung von Vollmachten und Weisungen durch Ausfüllen und Unterzeichnen 

der Zutritts- und Stimmkarte, welche bis zum Montag, 17. April 2023 (Datum des Empfangs) dem 

unabhängigen Stimmrechtsvertreter, Herrn Dr. iur. Walter M. Müller, Kämpfen Rechtsanwälte, Ge-

rechtigkeitsgasse 23, 8001 Zürich, zu senden ist; 

c) mittels elektronischer Erteilung von Vollmachten und Weisungen an den unabhängigen Stimm-

rechtsvertreter via Online-Portal auf https://www.gvote.ch. Weisungen und allfällige Weisungsän-

derungen können auf dem Online-Portal bis spätestens Montag, 17. April 2023 um 23.59 Uhr er-

folgen.  

 

4226 Breitenbach, 23. März 2023 

 

Für den Verwaltungsrat 

 

Der Präsident:  

 

 
 

Dr. Peter Kalantzis 

https://www.gvote.ch/


 

Anhang 2 der Einladung zur 200. ordentlichen Generalver-
sammlung der Von Roll Holding AG (Traktandum 1) 
 
Erläuterungen des Verwaltungsrats 
 

A. Vorbemerkungen 

Am 19. Juni 2020 hat das Schweizer Parlament das Bundesgesetz zur Änderung des Aktienrechts (die 

«Aktienrechtsrevision») beschlossen, das am 1. Januar 2023 in Kraft getreten ist. Die Aktienrechtsrevi-

sion hat das Ziel, die Corporate Governance zu verbessern, das Aktienrecht generell zu modernisieren 

und die am 1. Januar 2014 in Kraft gesetzte Verordnung gegen übermässige Vergütungen bei börsen-

kotierten Aktiengesellschaften in die Bundesgesetze zu überführen.  

Das neue Recht sieht eine Übergangsfrist von zwei Jahren vor, während der die schweizerischen Akti-

engesellschaften ihre Statuten und die anderen gesellschaftsrechtlichen Dokumente an das neue Recht 

anpassen müssen. Der Verwaltungsrat beantragt, die Statuten anlässlich der Generalversammlung vom 

19. April 2023 zu revidieren und vom neuen Recht zwingend vorgeschriebene Anpassungen umzuset-

zen. Bei dieser Gelegenheit schlägt der Verwaltungsrat weitere Änderungen der Statuten vor, mit denen 

vom unter neuem Recht gewährten Gestaltungsspielraum Gebrauch gemacht werden soll oder die dazu 

dienen, die Statuten in Einklang mit den in der Schweiz geltenden Standards zu bringen.  

Die beantragten Statutenänderungen sind thematisch gegliedert und werden der Generalversammlung 

unter fünf verschiedenen Traktanden (Traktandum 1.1 bis 1.5) zur Abstimmung vorgelegt, wobei zuerst 

über die drei Traktanden, die zur Annahme einer Mehrheit von zwei Dritteln der vertretenen Stimmen 

und der Mehrheit der vertretenen Aktiennennwerte bedürfen, abgestimmt wird. Die vom Verwaltungsrat 

beantragten Änderungen werden im Folgenden für jedes Traktandum separat erläutert. Eine Gegen-

überstellung mit dem detaillierten Wortlaut der geltenden und der vom Verwaltungsrat beantragten Än-

derungen der Statuten finden sich in Anhang 1 der Einladung zur 200. ordentlichen Generalversamm-

lung der Von Roll Holding AG.  

Nachstehende Verweise auf Statutenbestimmungen beziehen sich auf die Statuten in der vom Verwal-

tungsrat beantragten Form. 

 

B. Erläuterungen zu den Statutenänderungen 

1. Traktandum 1.1 – Zweckänderung (Artikel 2 der Statuten)  

Die Schaffung von nachhaltigem Wert durch die Gesellschaft soll im Zweck verankert werden. Die 

Änderung des Gesellschaftszwecks muss mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der vertretenen 

Stimmen und der Mehrheit der vertretenen Aktiennennwerte angenommen werden. 

 

2. Traktandum 1.2 – Aufnahme Kapitalband (Artikel 5a der Statuten) 

Das vorgeschlagene Kapitalband ermächtigt den Verwaltungsrat, während maximal fünf Jahren 

das im Handelsregister eingetragene Aktienkapital auf maximal CHF 53'615'070.60 zu erhöhen 

und/oder auf CHF 17'871'690.20 herabzusetzen. Im Rahmen der erwähnten Bandbreite kann 

der Verwaltungsrat das Aktienkapital erhöhen und herabsetzen. Mit dem Kapitalband wird der 

Gesellschaft bei der Kapitalbeschaffung Flexibilität verschafft. Im Falle von Erhöhungen  ist der 



 

Verwaltungsrat unter gewissen Voraussetzungen ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre 

zu beschränken oder aufzuheben und nicht ausgeübte Bezugsrechte anderweitig zuzuwe isen. 

Nach jeder Erhöhung oder Herabsetzung trifft der Verwaltungsrat die notwendigen Feststellun-

gen und passt die Statuten entsprechend an. Die Einführung des Kapitalbandes muss mit einer 

Mehrheit von zwei Dritteln der vertretenen Stimmen und der Mehrheit  der vertretenen Aktien-

nennwerte angenommen werden. 

 

3. Traktandum 1.3 – Löschung genehmigtes Kapital (Artikel 5b der Statuten) 

Das genehmigte Kapital ist aufgrund der Einführung eines Kapitalbands obsolet geworden. Im 

Übrigen läuft das genehmigte Kapital am 23. April 2023 ab. Somit soll das genehmigte Kapital 

gelöscht werden. Die Löschung des genehmigten Kapitals muss mit einer Mehrheit von zwei 

Dritteln der vertretenen Stimmen und der Mehrheit der vertretenen Aktiennennwerte angenom-

men werden. 

 

4. Traktandum 1.4 – Änderung an und Aufnahme von Bestimmungen zur Generalver-
sammlung (Artikel 7 – 12, 14 – 17 der Statuten), zum Verfall von Dividenden (Artikel 
34 der Statuten) und zur Bekanntmachung (Artikel 35 der Statuten) 
a) Auflage von Geschäfts- und Revisionsbericht (Artikel 7 der Statuten) 

Mit der Revision des OR ist die Pflicht der Gesellschaft aufgehoben, Geschäftsbericht und Re-

visionsbericht am Sitz der Gesellschaft zur Einsicht aufzulegen. Vor dem Hintergrund, dass Von 

Roll ihre Berichte im Internet publiziert, ist diese Bestimmung obsolet. Der Artikel wird entspre-

chend angepasst. 

b) Ausserordentliche Generalversammlung (Artikel 8 der Statuten) 

Der Schwellenwert für die Einberufung einer ausserordentlichen Generalversammlung wird an 

die revidierte gesetzliche Regelung angepasst. Auf die Angabe der Frist zur Abhaltung der aus-

serordentlichen Generalversammlung wird neu verzichtet; es gilt die gesetzliche Regelung. 

c) Inhalt der Einladung zur Generalversammlung (Artikel 9 der Statuten) 

Diese Bestimmung ist an die revidierte gesetzliche Regelung angepasst worden. Auf die Angabe 

der die Generalversammlung einberufenden Stelle wird neu verzichtet.  

d) Traktandierungs- und Antragsrecht (Artikel 10 der Stauten) 

Die Schwelle zur Traktandierung ist mit der Gesetzesrevision gesenkt worden. Aktionäre, die 

von ihrem Recht auf Traktandierung eines Verhandlungsgegenstandes Gebrauch machen, ha-

ben neu von Gesetzes wegen auch das Recht, eine Begründung in die Einladung zur General-

versammlung aufnehmen zu lassen. Diese gesetzlichen Änderungen und weitere Klarstellungen 

sind, wie auch eine Anpassung der Frist zur Ausübung dieser Rechte, in Artikel 10 der Statuten 

aufgenommen worden. 

e) Elektronische Teilnahme (Artikel 10a der Statuten) 

Der Verwaltungsrat kann neu die elektronische Teilnahme an Generalversammlungen wie folgt 

erlauben: 

- Aktionäre, welche nicht am Tagungsort der Generalversammlung anwesend sind, können 

ihre Rechte auf elektronischem Weg ausüben (“hybride Generalversammlung”). 

- Bei einer Generalversammlung ohne Tagungsort können die Aktionäre ihre Rechte aus-

schliesslich mit elektronischen Mitteln ausüben (“virtuelle Generalversammlung”). 

Der Verwaltungsrat muss diesfalls sicherstellen, dass die Identität der Teilnehmer feststeht, alle 

Teilnehmenden Anträge stellen und sich an der Diskussion beteiligen können, die Voten in der 



 

Generalversammlung unmittelbar übertragen werden, und das Abstimmungsergebnis nicht ver-

fälscht werden kann. Damit soll gewährleistet werden, dass Aktionäre bei allen Formen der 

Durchführung – physisch, hybrid und virtuell – die gleichen Rechte haben. Mit der Einführung 

des neuen Artikels 10a wird die notwendige statutarische Grundlage zur Durchführung virtueller 

und hybrider Generalversammlungen geschaffen. 

f) Tagungsort, Vorsitz, Protokoll, Stimmenzähler (Artikel 11 der Statuten) 

Die erfassten Änderungen in Artikel 11 betreffen Gesetzesänderungen oder sind klarstellender 

Natur.  

g) Vertretung der Aktionäre (Artikel 12 der Statuten) 

Es handelt sich um klarstellende Ergänzungen. 

h) Beschlüsse und Wahlen (Artikel 14 – 15 der Statuten) 

Aufgrund der neuen gesetzlichen Bestimmung, wonach im Protokoll die genauen Stimmverhält-

nisse abzubilden sind, dürfte in der Praxis der elektronischen oder schriftlichen Abstimmung 

bzw. Wahl eine höhere Relevanz zukommen als der offenen Abstimmung. Die Änderungen in 

Artikel 14 – 15 berücksichtigen dies. Im Übrigen handelt es sich bei den Änderungen um Klar-

stellungen. 

i) Befugnisse der Generalversammlung und besondere Quoren (Artikel 16 – 17 der Statuten) 

Die Änderungen bilden die revidierten gesetzlichen Bestimmungen ab.  

j) Verfall von Dividenden (Artikel 34 der Statuten) 

Die Ergänzung in Artikel 34 Absatz 2 bildet die gesetzliche Regel zur Verjährung von Dividenden 

sowie Zuteilung zur gesetzlichen Kapitalreserve ab. 

h) Bekanntmachung (Artikel 35 der Statuten) 

Die Ergänzung in Artikel 35 Absatz 2 ermöglicht es der Gesellschaft, nebst den Bekanntmachun-

gen im Schweizerischen Handelsamtsblatt weitere Publikationsorgane zu bezeichnen. 

 

5. Traktandum 1.5 – Änderung an Bestimmungen zum Verwaltungsrat (Artikel 18 – 22, 
24 – 26 der Statuten) und zu den Vergütungen (Artikel 31 – 32 der Statuten)  
a) Grösse des Verwaltungsrats und des Vergütungsausschusses (Artikel 18 und 26 Absatz 

1 Satz 1 der Statuten) 

Die Änderung der Mindestgrösse des Verwaltungsrats und des Vergütungsausschusses be-

zweckt die Erhöhung der Flexibilität der Gesellschaft zur Festlegung der optimalen Grösse des 

Verwaltungsrats und des Vergütungsausschusses. 

b) Organisation des Verwaltungsrats und des Vergütungsausschusses, Sitzungen und Be-

schlüsse (Artikel 19 – 21 und 26 der Statuten) 

Die Änderungen erhöhen die Flexibilität des Verwaltungsrats zur Festlegung seiner Organisa-

tion. Im Übrigen sieht das revidierte Gesetz keinen Sekretär mehr vor. 

c) Befugnisse des Verwaltungsrats (Artikel 22 der Statuten) 

Die Änderungen in Artikel 22 bilden die revidierten gesetzlichen Bestimmungen ab. 

d) Externe Mandate und Verträge (Artikel 24 – 25 der Statuten) 

Die Änderungen bilden die revidierten gesetzlichen Bestimmungen ab. Darüber hinaus soll die 

maximale Anzahl Mandate bei den Mitgliedern des Verwaltungsrats von 15 auf 10 reduziert wer-

den. 

e) Vergütung (Artikel 31 – 32 der Statuten) 

Die Änderungen bilden die revidierten gesetzlichen Bestimmungen ab. 
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